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Az:   

Datum: 16.08.2022 

 

Sitzungsvorlage 
 

Beratungsfolge Datum TOP-Nr. 

Haupt- und Finanzausschuss 30.08.2022 3 

Rat der Stadt 01.09.2022 17 

 

Betreff 
 
Ausrufen der "Alarmstufe Gas" 

 

 
  Finanzielle Auswirkungen 
 

 X keine haushaltsmäßige Berührung 

 

  Auswirkungen siehe Sachverhalt 

 

 
    

 

Beschlussvorschlag 
 

Der kommunale Gasverbrauch soll während der Heizperiode 2022/2023 um X% reduziert werden. Die 
Verwaltung wird beauftragt, entsprechende Energieeinsparmaßnahmen zu entwickeln und umzuset-
zen. Im Rahmen dieser Maßnahmenentwicklung soll darauf geachtet werden, sensible Bereiche wie 
Kindergärten, Kindertagesstätten und Schulen, soweit möglich, von gravierenden Einschränkungen frei-
zustellen. Es soll eine regelmäßige Information an die Kommunalpolitik über die aktuelle Lage stattfin-
den. Mögliche finanzielle Auswirkungen der Beschaffungssituation im Bereich Strom und Erdgas für die 
kommunalen Liegenschaften sollen bewertet werden. 

 
 
 
_____________________  _____________________  ___________________ 
Kravanja    Kleff     Eckhardt 
Bürgermeister    1. Beigeordnete   Kämmerer 
  



Sachverhalt: 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz hat am 23. Juni 2022 die 2. Stufe des 

Notfallplans Gas, die sogenannte Alarmstufe, ausgerufen. Die Alarmstufe folgt auf die am 30. 

März 2022 ausgerufene Frühwarnstufe. Die Ausrufung der Alarmstufe ist vorgesehen, wenn eine 

erhebliche Verschlechterung der Versorgungslage befürchtet wird. In der Alarmstufe gibt es 

keine von der Bundesnetzagentur verordneten Abschaltungen oder vergleichbare Marktein-

griffe. Diese sind erst in der Notfallstufe (dritte und letzte Krisenstufe) möglich. Die Alarmstufe 

sendet aber das klare Signal an alle Gasverbraucherinnen und Gasverbraucher – von der Industrie 

bis zu den privaten Haushalten – dass dort, wo es irgend geht, Gas eingespart werden muss, um 

sicher durch Herbst und Winter zu kommen. 

 

Aktuelle Lage: 

Die Lage ist angespannt und eine weitere Verschlechterung der Situation kann nicht ausgeschlos-

sen werden. Die Gasversorgung in Deutschland ist im Moment aber stabil. Die Versorgungssi-

cherheit in Deutschland ist derzeit weiter gewährleistet. Es ist ausreichend Gas an den Märkten 

vorhanden. Dies gilt sowohl für Haushaltskunden und soziale Dienste wie Krankenhäuser als auch 

für Fernwärme, Stromerzeugung sowie die deutsche Wirtschaft insgesamt. Die Gasflüsse aus der 

Nord Stream 1 liegen derzeit bei etwa 20 % der Maximalleistung und es wird weiter eingespei-

chert. Der Gesamtspeicherstand in Deutschland liegt aktuell (15.08.2022) bei 76,11 %. Die Groß-

handelspreise liegen in Folge der erneuten Lieferreduzierung weiterhin auf sehr hohem Niveau. 

Unternehmen und private Verbraucher müssen sich auf deutlich steigende Gaspreise einstellen. 

 

Perspektive „Notfallstufe Gas“ 

Wenn die Maßnahmen der Frühwarn- oder der Alarmstufe nicht ausreichen oder eine dauerhafte 

Verschlechterung der Versorgungssituation eintritt, kann die Bundesregierung per Verordnung 

die Notfallstufe ausrufen. In diesem Fall liegt eine „außergewöhnlich hohe Nachfrage nach Gas, 

eine erhebliche Störung der Gasversorgung oder eine andere erhebliche Verschlechterung der 

Versorgungslage“ vor. In diesem Fall greift der Staat in den Markt ein. Das heißt konkret: Die 

Bundesnetzagentur wird zum „Bundeslastverteiler“. Sie kann dann in enger Abstimmung mit den 

Netzbetreibern z.B. Bezugsreduktionen verfügen. Diese Verfügungen können sich auch an ein-

zelne Letztverbraucher wenden. Dabei sind bestimmte Verbrauchergruppen gesetzlich beson-

ders geschützt, d.h. diese sind möglichst bis zuletzt mit Gas zu versorgen. Zu diesen geschützten 

Verbrauchern gehören Haushalte, soziale Einrichtungen wie etwa Krankenhäuser, und Gaskraft-

werke, die zugleich auch der Wärmeversorgung von Haushalten dienen. 



 

Wichtiger Hebel: Energieeinsparung 

Um eine drohende Gasmangellage abzuwenden, muss der Gasverbrauch in der Bundesrepublik 

Deutschland deutlich reduziert werden. Die EU erwartet von seinen Mitgliedstaaten Einsparun-

gen von mindestens 15%. Die deutsche Bundesregierung sieht Einsparungen beim Gasverbrauch 

in Höhe von 20% als notwendig an, basierend auf Berechnungen der Bundesnetzagentur. Bür-

gerschaft, Unternehmen und Kommunen; alle sind aufgerufen, einen Beitrag zur Einsparung zu 

leisten. Neben Gas wird auch Strom in den Fokus der Betrachtung genommen. Ergänzend zu ei-

ner drohenden Gasmangellage werden Szenarien gerechnet, in denen es zu dem zu Stromausfäl-

len kommt. Dies hängt insbesondere damit zusammen, dass in Deutschland Gas auch zur Erzeu-

gung von Strom genutzt wird und dass im Fall einer Gasmangellage erwartet wird, dass elektri-

sche betriebe Heizlüfter die Wärmeversorgung über Erdgas substituieren könnten. In großer Ska-

lierung haben diese das Potenzial, die Verteilnetze Strom zu gefährden.  

 

Kommunale Reaktion auf die Energiekrise 

Die Stadt Castrop-Rauxel hat in den Sommerferien einen verwaltungsinternen Krisenstab Energie 

ins Leben gerufen. Aufgabe des Krisenstabs ist es, sich auf die drohende Gasknappheit und Ener-

giekrise im Herbst und Winter vorzubereiten. Dabei geht es unter anderem um die Kommunika-

tion und Information Richtung Bürgerschaft, Unternehmen und Politik. Der Krisenstab trifft bzw. 

schlägt der Kommunalpolitik Maßnahmen zur Energieeinsparung auf Grundlage der Verbrauchs-

daten für die kommunalen Liegenschaften vor. Ein erstes Maßnahmenpaket wurde bereits auf 

den Weg gebracht und sieht drei Maßnahmen vor: 

 

 die Einstellung der Warmwasserbereitung im Rathaus 

 die Absenkung der Wassertemperatur im Hallenbad um zwei Grad Celsius 

 die Reduktion der Beheizung des Freibades auf die Erwärmung durch einen Solarabsorber. 

 

Weitere Maßnahmen sind notwendig, da die bisher getroffenen nicht ausreichen, um den kom-

munalen Gasverbrauch in relevanter Größenordnung zu reduzieren. Der Deutsche Städtetag hat 

den Kommunen zu diesem Zweck einen möglichen Maßnahmenkatalog mit an die Hand gegeben: 



  

 
 

Der Krisenstab steht im aktiven Austausch mit dem Kreis Recklinghausen und weiteren Städten 

des Kreises.  

 
Weiterer Bericht in der Sitzung. 
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